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5; halt: Geſetz wegen Anderung der Amtsgerichtsbezirke Lychen und Templin, S. 67. — Geſetz über die Landwege im Regierungs- 
Inh bezirk Wiesbaden, S. 67. — Geſetz wegen Anderung der Landgerichtsbezirke Flensburg, Kiel und Altona, ©. 70. — 
Verordnung, betreffend die Inkraftſetzung des Schätzungsamtsgeſetzes vom 8. Juni 1918 für den Stadtkreis Köln, S. 70. 


(Nr. 12461.) Geſetz wegen Anderung der Amtsgerichtsbezirke Lychen und Templin. Vom 10. März 1923. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


; sl. 

In Abänderung der Verordnung vom 5. Juli 1879 (Geſetzſamml. S. 393) werden unter 
Abtrennung von dem Amtsgericht in Lychen die Gemeindebezirke Hardenbeck, Roſenow und Warthe 
und die Gutsbezirke Bröddin, Brüſenwalde, Funkenhagen und Steinrode im Kreiſe Templin dem 
Amtsgericht in Templin zugelegt. 

8 2. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1923 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 10. März 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


(Siegel.) 


(Nr. 12462.) Geſetz über die Landwege im Regierungsbezirk Wiesbaden. Vom 15. März 1923. 
De Fydag hat für den Regierungsbezirk Wiesbaden folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. f 
Landwege find öffentliche Wege, die in das Landwege⸗Verzeichnis eingetragen find. 
Geſetzſammlung 1923, (Nr. 1246112464.) 
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5 9 2. 

In das Landwege -Verzeichnis find einzutragen Wege, welche zur Vermittelung des öffentlichen 
Verkehrs zwiſchen Ortſchaften und Landſtraßen untereinander oder mit einer Eiſenbahnhalteſtelle 
oder einem Schiffslandeplatz erforderlich ſind, ſofern ſie durch übereinſtimmende Erklärungen des 
Bezirksverbandes und der Kreiſe, in denen ſie liegen, zu Landwegen erklärt ſind. 

Die mangelnde Zuſtimmung eines Teils kann auf Antrag eines der Beteiligten nach An- 
hörung der übrigen Beteiligten durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes ergänzt werden. 


- § 3. 
Im Ortsbering liegende Wegeſtrecken dürfen in das Landwege -Verzeichnis nur mit Zuſtimmung 
der beteiligten Gemeinde eingetragen werden. Die Löſchung muß ſowohl auf Verlangen der Ge— 
meinde als auch des Bezirksverbandes erfolgen. 

Als Ortsbering iſt der überwiegend dem inneren Verkehr der Ortſchaft dienende Teil des 
Gemeindebezirks anzuſehen. : . 

Die Feſtſtellung des Ortsberings erfolgt durch übereinſtimmende Erklärungen des Bezirks⸗ 
verbandes und der beteiligten Gemeinde. Sie kann durch Vereinbarung der Beteiligten geändert 
werden, wenn die tatſächlichen Verhältniſſe, von welchen bei der Feſtſtellung ausgegangen iſt, ſich 
weſentlich geändert haben. Die mangelnde Zuſtimmung eines Teils kann nach Anhörung des 
andern Teils durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes ergänzt werden. ö 

Die Feſtſtellung wird wirkſam durch Eintragung in das Landwege Verzeichnis. 


Die Wegebaulaſt hinſichtlich der Landwege liegt dem Bezirksverband ob. Unberührt bleibt 
die Wegebaulaſt der bisher Verpflichteten hinſichtlich der Brücken und Fähren über Waſſerläufe 
I. Ordnung ſowie hinſichtlich der Schneeräumung. e 2 i 


f 8 5. . 

Stadtkreiſe können verlangen, daß die im Stadtbezirk gelegenen Wegeſtrecken von der Ein- 

tragung in das Landwege Verzeichnis ausgeſchloſſen werden. Sie ſind berechtigt, mit Zuſtimmung 

des Regierungspräſidenten die Wegebaulaſt hinſichtlich der im Stadtbezirk gelegenen Teilſtrecken 
von Landwegen zu übernehmen und ihre Löſchung im Landwege -Verzeichnis zu beanſpruchen. 


§ 6. 

Landwege können in Landſtraßen oder in Gemeindewege und Landſtraßen in Landwege oder 
in Gemeindewege durch Vereinbarung der beteiligten Wegebaupflichtigen und Kreiſe umgewandelt 
werden. 

Die mangelnde Zuſtimmung eines Teils kann, ſofern es ſich nicht um im Ortsbering ge 
legene Wegeſtrecken handelt, auf Antrag eines der Beteiligten nach Anhörung der übrigen Be— 
teiligten durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes ergänzt werden. 

Die Umwandlung wird, ſoweit es ſich um Landwege handelt, wirkſam durch Eintragung in 
5 Landwege⸗Verzeichnis. i 1 % 
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8.7. 
Das Landiwwege-Berzeichnis iſt von dem Landeshauptmann zu führen. f 
Das Landwege -Verzeichnis ſowie feine Abänderungen und Ergänzungen find zur öffentlichen 
Kenntnis zu bringen. . ö 
Über Beſchwerden eines Beteiligten gegen die Führung des Landwege⸗Verzeichniſſes beſchließt 
nach Anhörung der übrigen Beteiligten der Bezirksausſchuß. 


§ 8. 

Für die Landwege iſt Wegebaupolizeibehörde der Regierungspräſident, Wegepolizeibehörde im 
übrigen iſt der Landrat. 

SER 

Von den dem Bezirksverband aus den Vorſchriften dieſes Geſetzes erwachſenden Koften haben 
die von den Landwegen durchzogenen Kreiſe 667 vom Hundert als Geſamtzuſchuß aufzubringen. Dieſer 
Geſamtzuſchuß iſt nach Ablauf eines jeden Rechnungsjahres auf die einzelnen Kreiſe zu je einem 
Drittel nach der Bevölkerungszahl, dem Gebietsumfang und der Kilometerlänge der Landwege um: 
zulegen. Die Bevölkerungszahl richtet fi) nach dem Stande der letzten Volkszählung, der Gebiets— 
umfang ſowie die Kilometerlänge nach dem Stande am 1. April des Rechnungsjahres. Die 
Heranziehung zu vierteljährlichen Vorſchüſſen iſt nach Maßgabe des Voranſchlags unter Zugrunde 
legung der gleichen Maßſtäbe zuläſſig. 

Die Höhe der Vorſchüſſe, ihre Verteilung auf die Kreiſe und die für die Zahlung beſtimmten 
Termine ſowie die Höhe des Geſamtzuſchuſſes, ſeine Verteilung auf die Kreiſe und die für ſeine 
Zahlung beſtimmten Termine ſind vom Landesausſchuß durch das Amtsblatt bekanntzumgchen. 

Auf die Heranziehung zu den Vorſchüſſen ſowie zum Geſamtzuſchuß findet § 28 Abſ. 3 bis 5 
des Kreis, und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1906 (Geſetzſamml. S. 159) entſprechende 
Anwendung. a g 

Die Kreiſe haben ihre Zuſchüſſe in erſter Linie aus dem ihnen zuſtehenden Anteil an dem 
Aufkommen der Fahrzeugſteuer zu beſtreiten. 

§ 10. 

Die für jedes Rechnungsjahr aufzuſtellenden Haushalts- und Verwendungspläne ſowie die 
beſonderen Maßnahmen für Neubau- und Unterhaltungsarbeiten find zwiſchen dem Bezirksverband 
und den beteiligten Kreiſen zu vereinbaren. 

Die mangelnde Zuftimmung eines Teils kann auf Antrag eines der Beteiligten nach An 
hoͤrung der übrigen Beteiligten durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes ergänzt werden, der end- 
gültig iſt. 

; Sl 

Dieſes Geſetz tritt hinſichtlich der Aufſtellung des Landwege⸗Verzeichniſſes mit dem Tage der 
Verkündung, im übrigen am 1. April 1923 in Kraft. Die ihm entgegenſtehenden Beſtimmungen 
werden aufgehoben. 

. f $ 12. 5 
Die Ausführung dieſes Geſetzes iſt den zuſtändigen Miniſtern übertragen. 


a 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin den 15. März 1923. | 

Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. Wendorff. 


(Nr. 12463.) Geſetz wegen Anderung der Landgerichtsbezirke Flensburg, Kiel und Altona. Vom 17. März 1923. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
In Abänderung des Geſetzes vom 4. März 1878 (Geſetzſamml. S. 109) werden zugeteilt: 
a) dem Landgerichtsbezirke Flensburg die Bezirke der Amtsgerichte zu Heide, Lunden und 
Weſſelburen unter Abtrennung von dem Landgerichte zu Kiel; 
p) dem Landgerichtsbezirke Kiel der Bezirk des Amtsgerichts zu Kellinghuſen unter Ab⸗ 
trennung von dem Landgerichte zu Altona. s 
82. 
Dieſes Gefe tritt am 1. April 1923 in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs. 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewährt. 
Berlin, den 17. März 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
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(Siegel.) > 
Braun. am Zehnhoff. 


(Kr. 12464.) Verordnung, betreffend die Inkraftſetzung des Schätzungsamtsgeſetzes vom 8. Juni 1918 
— Geſetzſamml. S. 83 — für den Stadtkreis Köln. Vom 10. März 1923. 
5 8 1. 
Das Schätzungsamtsgeſetz vom 8. Juni 1918 —- Geſetzſamml. S. 83 — wird auf Grund der Be⸗ 
ſtimmung des § 27 Abſ. 1 des Geſetzes hiermit für den Bereich des Stadtkreiſes Köln in Kraft geſetzt. 


82. 
Diefe Verordnung tritt am 1. April 1923 in Kraft. 
Berlin, den 10. März 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. Severing. v. Richter. Wendorff. Hirtſiefer. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen find an die Poſtauſtalten zu richten. 


